
 

  

S 1 KA 144/17

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Vertragsarztangelegenheiten
Abteilung 7.
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Praxisbesonderheiten – keine

Überschreitung des Fallwertes aufgrund
einer für die Versorgung bedeutsamen
fachlichen Spezialisierung –
Augenhintergrunduntersuchung –
augentypische Leistung –
Operationsschwerpunkt – außerbudgetäre
Vergütung 

Leitsätze -
Normenkette SGB V § 87 b Abs. 1

Honorarverteilungsmaßstab (HVM) der
Kassenärztlichen Vereinigung
Brandenburg (KVBB) § 14 Abs. 3

1. Instanz

Aktenzeichen S 1 KA 144/17
Datum 16.10.2019

2. Instanz

Aktenzeichen L 7 KA 57/19
Datum 22.02.2023

3. Instanz

Datum -

Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Potsdam vom 16.
Oktober 2019 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Â 

Der KlÃ¤ger trÃ¤gt auch die Kosten des Berufungsverfahrens.

Â 
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Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

Â 

Tatbestand

Die Beteiligten streiten darÃ¼ber, ob die Beklagte dem KlÃ¤ger aufgrund von

Praxisbesonderheiten ein hÃ¶heres Honorar fÃ¼r die Quartale I bis IV 2016 zu gewÃ¤hren

hat. 

Â 

Der KlÃ¤ger ist als Facharzt fÃ¼r Augenheilkunde an den Standorten S und L jeweils mit einem

halben Versorgungsauftrag zur vertragsÃ¤rztlichen Versorgung zugelassen. Er hat einen

operativen Praxisschwerpunkt. 

Â 

FÃ¼r die augenchirurgische Versorgung in B schloss die AugenÃ¤rztegenossenschaft B e.G.

mit den Krankenkassen VertrÃ¤ge zur integrierten Versorgung (IV-VertrÃ¤ge) ab, Ã¼ber

welche der KlÃ¤ger ambulante Operationen direkt mit den Krankenkassen abrechnen kann,

z.B. Katarakt (Grauer Star)-Operationen gegenÃ¼ber der AOK. 

Â 

Vor und nach einer Augenoperation sind engmaschige binokulare Untersuchungen des

gesamten Augenhintergrundes in Mydriasis (Weitstellung der Pupille) erforderlich, die bis zum

28. postoperativen Tag in der in den IV-VertrÃ¤gen geregelten VergÃ¼tung enthalten sind.

Abgesehen davon sind diese â€“ auch im nichtoperativen Bereich Ã¼blichen â€“

Augenhintergrunduntersuchungen im vertragsÃ¤rztlichen VergÃ¼tungssystem Ã¼ber die

GebÃ¼hrenordnungsposition (GOP) 06333 des Einheitlichen BewertungsmaÃŸstabs (EBM)

abzurechnen.

Â 

FÃ¼r das Jahr 2016 ergingen fÃ¼r den Standort L folgende Honorarbescheide, mit der u.a. die

GOP 06333 wie folgt vergÃ¼tet wurde: 

Â 

Quartal I/2016 II/2016 III/2016 IV/2016 

Honorarbescheid 28.07.2016 27.10.2016 26.01.2017 27.04.2017
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Bruttohonorar 32.947,24 â‚¬ 33.979,81 â‚¬ 29.240,70 â‚¬ 30.593,29 â‚¬

Anzahl abgerechneter GOP 06333 786 1.023 972 859

Wert je 06333 5,32 â‚¬ 5,32 â‚¬ 5,32 â‚¬ 5,32 â‚¬

Abgerechnet (Quotient) (06333) 4.181,52 â‚¬ 5.442,36 â‚¬ 5.171,04 â‚¬ 4.569,88 â‚¬

Anerkannt nach RLV (06333) 1.807,80 â‚¬ 2.311,98 â‚¬ 2.138,40 â‚¬ 2.035,83 â‚¬

Ãœberschreitung RLV (06333) 2.373,72 â‚¬ 3.130,38 â‚¬ 3.032,64 â‚¬ 2.534,05 â‚¬

Ãœberschreitung quotiert (06333) 1.037,52 â‚¬ 716,10 â‚¬ 1.253,88 â‚¬ 1.151,06 â‚¬

VergÃ¼tung insgesamt (06333) 2.845,32 â‚¬ 3.028,08 â‚¬ 3.392,28 â‚¬ 3.186,89 â‚¬

Differenz 1.336,20 â‚¬ 2.414,28 â‚¬ 1.778,76 â‚¬ 1.382,99 â‚¬

Â 

Gegen diese Bescheide legte der KlÃ¤ger jeweils WidersprÃ¼che ein mit der Bitte um

PrÃ¼fung von Praxisbesonderheiten. Im Vergleich zu den nicht operativ tÃ¤tigen AugenÃ¤rzten

mÃ¼sse er die GOP 06333 aufgrund seines operativen Praxisschwerpunktes sehr viel

hÃ¤ufiger abrechnen. Eine gesonderte Arztgruppe der operativ tÃ¤tigen AugenÃ¤rzte gebe es

im Rahmen der Zuweisung des Regelleistungsvolumens (RLV) nicht. 

Â 

Die Beklagte wies sÃ¤mtliche WidersprÃ¼che durch den Widerspruchsbescheid vom 26.

Oktober 2017 zurÃ¼ck. Bei der binokularen Untersuchung handele es sich um eine

augenarzttypische Leistung. Daher liege keine Praxisbesonderheit vor. 

Â 

Hiergegen hat der KlÃ¤ger am 30. November 2017 Klage erhoben. Die erhÃ¶hte

AbrechnungshÃ¤ufigkeit des GOP 06333 hÃ¤nge mit den speziellen Leistungen in Form von

ambulanten Operationen zusammen, die eine besondere Praxisausstattung erforderten. Nur ca.

5 % der in Brandenburg zugelassenen AugenÃ¤rzte wÃ¼rden intraoculare Operationen wie

z.B. die Katarakt-Operationen erbringen. In den streitigen Quartalen entfalle beim KlÃ¤ger ein

Ã¼berwiegender Anteil der GesamtvergÃ¼tung auf ambulante Operationen (I/2016: 55 %,

II/2016: 61 %, III/2016: 50 %, IV/2016: 49 %). Er erbringe an beiden Standorten insgesamt ca.

3.000 Operationen jÃ¤hrlich und versorge damit im Rahmen der Nachsorge das ca. 10-fache

eines durchschnittlichen, nicht-operativ tÃ¤tigen Augenarztes. Dass der KlÃ¤ger Ã¼berwiegend

operativ tÃ¤tig werde, lasse sich nicht anhand der Fallzahlen ablesen, da die Abrechnung und

VergÃ¼tung aufgrund des IV-Vertrags nicht gegenÃ¼ber der Beklagten erfolge, sondern direkt

mit den Krankenkassen durchgefÃ¼hrt werde. Die VergÃ¼tung Ã¼ber den IV-Vertrag umfasse

aber nur die Operation selbst und die erforderlichen Nachuntersuchungen bis zum 28.

postoperativen Tag. Auch nach dem 28. Tag seien Nachuntersuchungen aber wegen eines

erhÃ¶hten Risikos der NetzhautablÃ¶sung, der intraokularen EntzÃ¼ndung des GlaskÃ¶rpers
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und einer Augenvenenthrombose hÃ¤ufiger erforderlich. 

Â 

Mit Urteil vom 16. Oktober 2019 hat das Sozialgericht Potsdam die Klage abgewiesen und zur

BegrÃ¼ndung im Wesentlichen ausgefÃ¼hrt: Eine Anerkennung von Praxisbesonderheiten sei

von der Beklagten zu Recht abgelehnt worden. Die Regelung des Â§ 14 Abs. 3 des

HonorarverteilungsmaÃŸstabs (HVM) sei nicht zu beanstanden und auch sachgerecht. Die

GOP 06333 sei nicht als eine spezialisierte Leistung der Arztgruppe des KlÃ¤gers anzusehen.

Als Praxisbesonderheiten anzuerkennende Leistungen zeichneten sich dadurch aus, dass es

sich um Leistungen einer fÃ¼r die Versorgung bedeutsamen fachlichen Spezialisierung

handele, die von derselben Arztgruppe nicht in dem Umfang erbracht werde. Der HVM fordere

eine im Vergleich zum Durchschnitt der Arztgruppe mindestens 50%ige Ãœberschreitung. Das

bedeute, dass nicht allein der Schwerpunkt der TÃ¤tigkeit eines Arztes zur Anerkennung einer

Praxisbesonderheit fÃ¼hren kÃ¶nne. Es dÃ¼rfe sich vielmehr nicht um typische, zum Kern der

Leistungen der jeweiligen Arztgruppe gehÃ¶rende Leistungen handeln. Allein ein â€žMehrâ€œ

bzw. eine besondere HÃ¤ufigkeit der Abrechnung fachgruppentypischer Leistungen genÃ¼ge

nicht. Es mÃ¼ssten im besonderen MaÃŸe spezielle Leistungen erbracht werden, wobei es

sich typischerweise um arztgruppenÃ¼bergreifend erbrachte spezielle Leistungen handele, die

eine besondere (Zusatz)-Qualifikation und eine besondere Praxisausstattung erforderten.

ArztgruppenÃ¼bergreifende spezielle Leistungen erbringe der KlÃ¤ger nicht. Eine untypische

Praxisausrichtung liege nicht vor. Bei der GOP 06333 handele es sich nicht um Leistungen

einer fÃ¼r die Versorgung bedeutsamen fachlichen Spezialisierung. Die GOP sei im Kapitel III

(arztgruppenspezifische GOP) unter 6. AugenÃ¤rztliche GOP geregelt, weshalb davon

auszugehen sei, dass diese Leistung zum wesentlichen Spektrum eines niedergelassenen

Augenarztes gehÃ¶re. Die GOP 06333 werde von der gesamten Arztgruppe des KlÃ¤gers

erbracht und abgerechnet, auch von den nur konservativ tÃ¤tigen AugenÃ¤rzten. Dass die

GOP im Zusammenhang mit den durchgefÃ¼hrten Operationen stÃ¼nden, reiche zur

BegrÃ¼ndung einer Praxisbesonderheit nicht aus. Es sei die Entscheidung des KlÃ¤gers,

Ã¼berwiegend operativ tÃ¤tig zu sein. Bei dieser Praxisausrichtung handele es sich auch nicht

um eine Besonderheit innerhalb seiner Arztgruppe. Die Praxisbesonderheit setze nach der

Rechtsprechung des BSG voraus, dass eine Praxis eine untypische Ausrichtung aufweise, die

messbaren Einfluss auf den Anteil der im Spezialisierungsbereich abgerechneten Punkte im

VerhÃ¤ltnis zur Gesamtpunktzahl habe (Urteil vom 26. Juni 2019, B 6 KA 1/18 R). Dies sei zu

verneinen, da ein GroÃŸteil der niedergelassenen AugenÃ¤rzte in B operativ tÃ¤tig sei und wie

der KlÃ¤ger am IV-Vertrag teilnehme, etwa bei Katarakt-Operationen. Zudem Ã¼berschreite

der KlÃ¤ger durch die Operationen alleine nicht das Regelleistungsvolumen. Das Bestehen des

IV-Vertrags kÃ¶nnte zwar fÃ¼r einen besonderen Versorgungsbedarf sprechen, allerdings

werde dieser auch auÃŸerbudgetÃ¤r vergÃ¼tet. Der KlÃ¤ger kÃ¶nne die im Rahmen der

Teilnahme am IV-Vertrag zur DurchfÃ¼hrung ambulanter Operationen erbrachten Leistungen
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nicht, soweit dort nicht vergÃ¼tet, gegenÃ¼ber der Beklagten geltend machen. 

Â 

Gegen das ihm am 22. Oktober 2019 zugestellte Urteil hat der KlÃ¤ger am 21. November 2019

Berufung eingelegt. Er trÃ¤gt vor, dass zwar richtig sei, dass es sich bei der binokularen

Untersuchung nach der GOP 06333 um eine allgemeine Leistung handele, die sowohl von

operativen als auch von konservativ tÃ¤tigen AugenÃ¤rzten erbracht werde. Die Tatsache,

dass die Leistung zu den augenarzttypischen Untersuchungen zÃ¤hle, schlieÃŸe allerdings

nicht die BerÃ¼cksichtigung im Rahmen von Praxisbesonderheiten aus. Entscheidend sei

nicht, ob es sich um eine arztgruppentypische Leistung handele, sondern ob sie auf speziellen

Leistungen beruhe. Auch der Rechtsprechung des BSG sei nicht zu entnehmen, dass das

Merkmal â€žfachgruppentypischâ€œ einer ErhÃ¶hung des RLV entgegenstehe (Urteil vom 26.

Juni 2019, B 6 KA 1/18 R). Die erhÃ¶hte AbrechnungshÃ¤ufigkeit des GOP 06333 hÃ¤nge mit

den speziellen Leistungen in Form von Operationen zusammen. Ambulante Operationen am

Auge erforderten eine besondere Praxisausstattung. Das Sozialgericht habe angenommen,

dass ein GroÃŸteil der niedergelassenen AugenÃ¤rzte in Brandenburg operativ tÃ¤tig sei und

am IV-Vertrag teilnehme, ohne anzugeben, auf welcher Grundlage es zu dieser Feststellung

komme. Der Umstand, wie hoch der Anteil der zur Fachgruppe gehÃ¶renden Ã„rzte sei, der die

Leistung ebenfalls abrechne, sei aber nach der Rechtsprechung des BSG besonders zu

wÃ¼rdigen (Urteil vom 26. Juni 2019, B 6 KA 1/18 R). Die operative TÃ¤tigkeit in der

Augenheilkunde erfordere eine besondere Praxisausstattung, was als Nachweis einer

besonderen Praxisausrichtung zu werten sei. Es bestehe ein Zusammenhang zwischen den

spezialisierten Leistungen und der RLV-relevanten Leistungserbringung, der auch nicht dadurch

ausgeschlossen sei, dass die operativen Hauptleistungen auÃŸerbudgetÃ¤r vergÃ¼tet

wÃ¼rden. Dass der KlÃ¤ger sich selber dazu entschieden habe, Ã¼berwiegend operativ tÃ¤tig

zu sein, sei unerheblich bei der PrÃ¼fung der Praxisbesonderheiten. 

Â 

Der KlÃ¤ger beantragt, 

das Urteil des Sozialgerichts Potsdam vom 16. Oktober 2019 aufzuheben und die Beklagte

unter AbÃ¤nderung der Honorarbescheide vom 28. Juli 2016, vom 27. Oktober 2016, vom 26.

Januar 2017 und vom 27. April 2017 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 26. Oktober

2017 zu verurteilen, Ã¼ber den Honoraranspruchs des KlÃ¤gers fÃ¼r die Quartale I-IV/2016

unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts neu zu entscheiden.

Â 

Die Beklagte beantragt, 
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Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â Â  die Berufung zurÃ¼ckzuweisen. 

Â 

Sie trÃ¤gt vor, die Augenhintergrunduntersuchung nach GOP 06333 gehÃ¶re zum normalen

Leistungsspektrum der FachÃ¤rzte fÃ¼r Augenheilkunde. Im Quartal I/2016 hÃ¤tten

beispielsweise von 193 FachÃ¤rzten fÃ¼r Augenheilkunde 178 diese GOP erbracht und

abgerechnet. Der Umstand, dass der KlÃ¤ger eine fachgruppentypische Leistung besonders

hÃ¤ufig abrechne, lasse nicht auf einen besonderen Versorgungsbedarf schlieÃŸen. Es kÃ¤me

der Zuerkennung eines Individualvolumens gleich, wenn ein individuell hÃ¶herer Anteil an

einzelnen vertragsÃ¤rztlichen Leistungen, die zum Kern des Fachgebietes gehÃ¶rten, zu einem

Anspruch auf individuelle Anhebung des RLV fÃ¼hren wÃ¼rde. Die GOP 06333 mutiere auch

nicht dadurch zu einer Praxisbesonderheit, dass sie im Zusammenhang mit den

auÃŸerbudgetÃ¤r zu vergÃ¼tenden ambulanten OPs stehe. Denn es stehe dem System der

vertragsÃ¤rztlichen VergÃ¼tung durch RLV entgegen, wenn ein Teil der Fachgruppe

ausschlieÃŸlich die niedriger bewerteten Leistungen erbringe und abrechne, wÃ¤hrend ein

anderer Teil ausschlieÃŸlich hoch bewertete Leistungen erbringe und dafÃ¼r eine individuelle

ErhÃ¶hung des RLV erhalten wÃ¼rde. Es sei auÃŸerdem fraglich, ob im Zusammenhang mit

Leistungen aus IV-VertrÃ¤gen entstehende Mehrleistungen Ã¼berhaupt im Rahmen der

regulÃ¤ren Honorarverteilung als Praxisbesonderheit zu werten sein kÃ¶nnten. Es

widersprÃ¤che der Honorarverteilungsgerechtigkeit, wenn der KlÃ¤ger die Vorteile aus dem IV-

Vertrag genieÃŸen und darÃ¼ber hinaus noch Honorarvolumen zulasten der anderen

AugenÃ¤rzte in Anspruch nehmen kÃ¶nne. Zudem mÃ¼sse die abweichende

Praxisausrichtung messbaren Einfluss auf den Anteil der im Spezialisierungsbereich

abgerechneten Punkte im VerhÃ¤ltnis zur Gesamtpunktezahl haben. Da die fraglichen

operativen Leistungen Ã¼berwiegend auÃŸerbudgetÃ¤r vergÃ¼tet wÃ¼rden, sei der Einfluss

der operativen TÃ¤tigkeit des KlÃ¤gers auf sein RLV nicht messbar. 

Â 

Wegen des Sachverhalts und des Vorbringens der Beteiligten wird ergÃ¤nzend auf den Inhalt

der Gerichtsakte und des Verwaltungsvorgangs der Beklagten Bezug genommen, der, soweit

wesentlich, Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung und der Entscheidungsfindung war. 

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Â 

Die Berufung des KlÃ¤gers ist zulÃ¤ssig, bleibt aber ohne Erfolg. Streitgegenstand sind die

Honorarbescheide der Beklagten vom 28. Juli 2016, vom 27. Oktober 2016, vom 26. Januar
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2017 und vom 27. April 2017 in der Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 26. Oktober

2017. 

Â 

Das Sozialgericht hat die Klage zu Recht abgewiesen. Die als Anfechtungs- und

Verpflichtungsklage in der Form einer Neubescheidungsklage (Â§Â 54 Abs.Â 1, Â§Â 131

Abs.Â 3 Sozialgerichtsgesetz [SGG]) statthafte Klage ist zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet. Die

streitigen Honorarbescheide sind rechtmÃ¤ÃŸig und verletzen den KlÃ¤ger nicht in seinen

Rechten. Die Beklagte hat das RLV/QZV des KlÃ¤gers in den streitigen Quartalen I-IV/2016

rechtlich beanstandungsfrei ohne die Anerkennung der vorliegend geltend gemachten

Praxisbesonderheit festgesetzt. 

Gesetzliche Grundlage der hier anzuwendenden Verteilungsregelungen ist Â§Â 87b Abs.Â 1

Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch (SGB V) in der Fassung vom 10. Dezember 2015. Nach

dieser Vorschrift verteilt die KassenÃ¤rztliche Vereinigung (KV) die vereinbarten

GesamtvergÃ¼tungen an die Ã„rzte, Psychotherapeuten, medizinischen Versorgungszentren

sowie ermÃ¤chtigten Einrichtungen, die an der vertragsÃ¤rztlichen Versorgung teilnehmen,

getrennt fÃ¼r die Bereiche der hausÃ¤rztlichen und der fachÃ¤rztlichen Versorgung (Abs. 1 S.

1). Sie wendet dabei den VerteilungsmaÃŸstab an, der im Benehmen mit den

LandesverbÃ¤nden der Krankenkassen und den Ersatzkassen festgesetzt worden ist (Abs. 1 S.

2). Bei der Verteilung war demnach der HVM der KassenÃ¤rztlichen Vereinigung B

anzuwenden. 

Â 

Nach Â§ 14 Abs. 3 S. 1 und 2 HVM in den ab dem 1. Januar 2016, 1. Juli 2016 und 1. Oktober

2016 geltenden und insoweit wortgleichen Fassungen erfolgt die Anerkennung von

abweichenden Praxisbesonderheiten im RLV im Widerspruchsverfahren gegen den

Honorarbescheid. Von â€žPraxisbesonderheitenâ€œ wird ausgegangen 

bei einer um mindestens 10 Prozentpunkte hÃ¶heren Ãœberschreitung des Volumens

aus RLV und QZV als im Durchschnitt des jeweiligen Versorgungsbereichs sowie 
einer Ãœberschreitung des Fallwertes der Arztgruppe des Arztes lt. Anlage 1 um

mindestens 15 % im Widerspruchsquartal aufgrund einer fÃ¼r die Versorgung

bedeutsamen fachlichen Spezialisierung und 
unter der Voraussetzung, dass der jeweilige Anteil spezialisierter im RLV enthaltener

Leistungen gemessen am arztindividuellen Fallwert grÃ¶ÃŸer als 15% ist und sich im

Vergleich zur Arztgruppe eine Ãœberschreitung von mindestens 50% ergibt.

Weiter heiÃŸt es in Â§ 14 Abs. 3 S. 3 bis 5 HVM: â€žIn diesen FÃ¤llen kann der Fallwert fÃ¼r

die Berechnung des RLV angehoben werden. Die ErhÃ¶hung erfolgt um den Anteil der
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Ãœberschreitung des normativen Fallwertes, fÃ¼r den die Spezialisierung des Arztes

gegenÃ¼ber der Arztgruppe ursÃ¤chlich ist. Als spezialisierte Leistungen gelten nicht

regelmÃ¤ÃŸig in erheblichem Umfang in der Arztgruppe durchgefÃ¼hrte Leistungen.â€œ

Â 

Die Voraussetzungen fÃ¼r eine Praxisbesonderheit sind nicht erfÃ¼llt, da die (unstreitige)

Ãœberschreitung des Fallwertes der Arztgruppe des Arztes lt. Anlage 1 um mindestens 15 % im

Widerspruchsquartal nicht aufgrund einer fÃ¼r die Versorgung bedeutsamen fachlichen

Spezialisierung erfolgte. Es ist zwischen den Beteiligten unstreitig, dass die

Augenhintergrunduntersuchung nach GOP 06333 eine allgemeine Leistung darstellt, die sowohl

von operativen als auch von konservativ tÃ¤tigen AugenÃ¤rzten durchgefÃ¼hrt wird. Betrachtet

man allein diese Leistung, ist nicht von einer fÃ¼r die Versorgung bedeutsamen fachlichen

Spezialisierung im Sinne des Â§Â 14 Abs. 3 HVM auszugehen. Anderes trÃ¤gt auch der

KlÃ¤ger nicht vor.

Â 

Die Augenhintergrunduntersuchung wird nach der Ãœberzeugung des Senats aber auch nicht

durch die operative Praxisausrichtung des KlÃ¤gers zu einer fÃ¼r die Versorgung

bedeutsamen fachlichen Spezialisierung. Denn diesbezÃ¼glich fehlt es an der VerknÃ¼pfung

der Ãœberschreitung des Fallwertes mit der Spezialisierung. Â§ 14 Abs. 3 HVM sieht vor, dass

die Ãœberschreitung des Fallwertes aufgrund der Spezialisierung erfolgt. Nach der

Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) muss die Ãœberschreitung des

praxisindividuellen RLV â€ždarauf beruhenâ€œ, dass in besonderem MaÃŸe spezielle

Leistungen erbracht werden, und zwar typischerweise arztgruppenÃ¼bergreifend erbrachte

spezielle Leistungen, die typischerweise eine besondere (Zusatz-)Qualifikation und eine

besondere Praxisausstattung erfordern (Urteil vom 29. Juni 2011, B 6 KA 19/10 R, zitiert nach

juris, Rn. 22; s.a. Urteil vom 26. Juni 2019, B 6 KA 1/18 R, zitiert nach juris, Rn. 19:

â€žbesonders hoher Anteil der in einem speziellen Leistungsbereich abgerechneten

Punkteâ€œ). Der KlÃ¤ger macht geltend, er sei durch die operative Praxisausrichtung

spezialisiert. Allerdings begrÃ¼ndet er die Praxisbesonderheit nicht mit einer vermehrten

Abrechnung der operativen Leistungen, da diese auÃŸerbudgetÃ¤r vergÃ¼tet werden, sondern

mit den postoperativ vermehrt anfallenden binokularen Untersuchungen. Diese Untersuchungen

werden bis zum 28. postoperativen Tag von der auÃŸerbudgetÃ¤ren VergÃ¼tung Ã¼ber die IV-

VertrÃ¤ge mitumfasst. Die Vertragsparteien der IV-VertrÃ¤ge sehen einen

vergÃ¼tungsrelevanten Zusammenhang zwischen OP und Nachsorgeuntersuchungen

demnach bis zum 28. postoperativen Tag. 

Â 

Soweit der KlÃ¤ger die Ãœberschreitung des RLV mit den ab Tag 29 vorgenommenen

                             8 / 10

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%206%20KA%2019/10%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%206%20KA%201/18%20R


 

binokularen Untersuchungen begrÃ¼ndet, ist der Senat nicht davon Ã¼berzeugt, dass die

Ãœberschreitung darauf â€žberuhtâ€œ, dass in besonderem MaÃŸe spezielle Leistungen

erbracht werden, die eine besondere (Zusatz-)Qualifikation und eine besondere

Praxisausstattung erfordern. Die Leitlinie Nr. 19a (Operation der Katarakt im Erwachsenenalter)

des Berufsverbands der AugenÃ¤rzte Deutschlands e.V. empfiehlt postoperativ eine

Kontrolluntersuchung am ersten postoperativen Tag durch den Operateur oder den

augenÃ¤rztlichen Zuweiser sowie â€žweitere postoperative augenÃ¤rztliche Kontrollen in den

ersten Tagen und Wochen je nach OP und Verlauf, bei Komplikationen kurzfristigâ€œ. Weiter

heiÃŸt es, dass sich Art und Umfang der postoperativen Untersuchung nach dem klinischen

Befund richteten, wozu u.a. auch eine Untersuchung des Augenhintergrundes in Mydriasis

einschlieÃŸlich der Peripherie gehÃ¶re. Das entspricht auch den AusfÃ¼hrungen von Kohnen

u.a. in der Ãœbersichtsarbeit â€žKataraktchirurgie mit Implantation einer Kunstlinseâ€œ

(Dtsch. Ã„rztebl. Int 2009; 106 [43]: 695-702); danach besteht die â€žpostoperative Nachsorge

(â€¦) in der Regel in einer Tages-, einer Wochen- und einer Monatskontrolleâ€œ.Â  

Â 

Der Vortrag des KlÃ¤gers in der mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem Senat, dass er

Augenhintergrunduntersuchungen postoperativ auch nach Ablauf von vier Wochen zur Kontrolle

in besonderer HÃ¤ufigkeit vornehme, spiegelt sich nicht in den Leitlinien, sondern deutet nur

auf eine individuell bezweckte Leistungsmengenausweitung, die keine Praxisbesonderheit

begrÃ¼nden kann. Es handelt sich damit bei den ab dem 29. postoperativen Tag

vorgenommenen binokularen Untersuchungen um schlicht augenarzttypische Leistungen. 

Â 

Selbst wenn man in dem operativen Praxisschwerpunkt eine Spezialisierung im Sinne des Â§

14 Abs. 3 HVM und auch die RLV-Ãœberschreitung der binokularen Untersuchungen als von

diesem Schwerpunkt mit umfasst sehen wÃ¼rde, fÃ¼hrte das nicht zu einem anderen

Ergebnis. Denn der Senat folgt den AusfÃ¼hrungen des Sozialgerichts, dass Leistungen, die

im Rahmen der Ã¼ber den IV-Vertrag auÃŸerbudgetÃ¤r vergÃ¼teten ambulanten Operationen

erbracht werden und von der auÃŸerbudgetÃ¤ren VergÃ¼tung nicht vollstÃ¤ndig abgegolten

sind, nicht im Ãœbrigen als Praxisbesonderheit gegenÃ¼ber der Beklagten geltend gemacht

werden kÃ¶nnen (vgl. auch Urteil des Senats vom 9. Februar 2022, L 7 KA 10/18, zitiert nach

juris, dort Rn. 65: keine Praxisbesonderheit allein aufgrund der Teilnahme an der

Sozialpsychiatrie-Vereinbarung). Der Senat nimmt zur Vermeidung von Wiederholungen nach

eigener SachprÃ¼fung diesbezÃ¼glich auf die GrÃ¼nde der erstinstanzlichen Entscheidung

Bezug (Â§ 153 Abs. 2 SGG). Der Beklagten ist darin zuzustimmen, dass es der

Honorarverteilungsgerechtigkeit widersprÃ¤che, wenn der KlÃ¤ger die Vorteile aus dem IV-

Vertrag genieÃŸen und darÃ¼ber hinaus Honorarvolumen zulasten der anderen AugenÃ¤rzte

in Anspruch nehmen kÃ¶nnte. 
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Â 

Es kann somit dahinstehen, ob der operative Praxisschwerpunkt des KlÃ¤gers eine fÃ¼r die

Versorgung bedeutsame fachliche Spezialisierung im Sinne des Â§ 14 Abs. 3 HVM darstellt.

Daher ist nach der Ãœberzeugung des Senats auch nicht entscheidungserheblich, wie hoch der

Anteil der zur Fachgruppe gehÃ¶renden Ã„rzte ist, der ambulante Operationen ebenfalls

abrechnet. Dahinstehen kann ebenfalls, ob der Anteil der im Spezialisierungsbereich

abgerechneten Punkte im VerhÃ¤ltnis zur Gesamtpunktezahl messbar ist.

Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a SGG in Verbindung mit Â§ 154 Abs. 2 VwGO. 

Â 

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision bestehen nicht, Â§ 160 Abs. 2 SGG.

Erstellt am: 14.04.2023

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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